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+++ „Brauchen noch 150 Millionen“ +++ 
+++ Laut Maria Elisabeth Rieder und Andreas Leiter Reber reichen die vom  

Land bereitgestellten Gelder für öffentliche Bedienstete nicht aus. +++ SEITE 6
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Wenn Parteien und Frak-
tionen sich zusammen-
schließen, wollen sie ihre 

Kräfte bündeln und dem Ansinnen 
Nachdruck verleihen. Nicht anders 
verhält es sich bei Maria Elisabeth 
Rieder vom Team K und Andreas 
Leiter Reber aus der Freien Frak-
tion des Landtages und wie bei den 
meisten heiklen Themen geht es 
auch hier ums Geld.  
Wie bereits unzählige Appelle der 
Gewerkschaften vorweggenom-
men haben, leiden Arbeitnehmer 
des öffentlichen Dienstes unter 
den im Vergleich zu den Gehältern 
unverhältnismäßig steigenden Le-
benshaltungskosten – ein Problem, 
das sich nicht bloß auf den öffentli-
chen Dienst beschränkt. 
„Wir setzen hier an, weil die Gehäl-
ter im öffentlichen Dienst von uns 
leichter beeinflusst werden kön-
nen“, erklärt Leiter Reber. 
Der parteiübergreifende Tenor ist 
einstimmig: Das Geld reicht bei 
weitem nicht. 
Gerade erst hat die Landesregie-
rung die bereitgestellten Gelder 
für die öffentlichen Bediensteten 
der nächsten drei Jahre festgelegt, 
doch Leiter Reber und Rieder 
rechnen vor, warum diese nicht 
ausreichen. 
„Die Zahlen sind alarmierend. Die 
Lebenshaltungskosten sind in 
Südtirol zwischen 2008 und 2023 
um rund 40 Prozent gestiegen. Al-
lein seit 2015 waren es 25 Prozent. 
Währenddessen haben sich die 
Löhne nicht annähernd mitentwi-
ckelt“, moniert Leiter Reber unter 
Bezugnahme auf eine Statistik des 
ASTAT und folgert: „Die Kauf-
kraft geht verloren. Alle Südtiroler 

mit einem durchschnittlichen Mo-
natsgehalt bekommen das zu spü-
ren. Für viele sind finanzielle 
Rücklagen nicht mehr möglich. 
Wir haben italienische Gehälter 
und Schweizer Verhältnisse.“ 
Um das zerrüttete Ver-
hältnis zwischen Gehalt 
und Lebenshaltungskos-
ten genau zu definieren, 
veranlasste die Landesre-
gierung im Herbst eine 
Analyse des Zeitraums 
2016 bis 2023. Die Zahlen 
sind bezeichnend und un-
termauern die ASTAT-
Daten. Besonders in den 
letzten beiden Jahren 
kam es zu einer förmli-
chen Kostenexplosion. 
Die Berechnung der Dis-
krepanz zwischen Lohn 
und Lebenshaltungskos-
ten ist komplex und unter 
Berücksichtigung meh-
rerer Faktoren vorzu-
nehmen. 
So merkt auch Rieder 
beispielsweise an, dass 
der Zeitraum zwischen 
2010 und 2015 kaum mit-
einberechnet werden 
kann: „Ich habe diesen 
Zeitabschnitt in meinen Berech-
nungen weggelassen, da in dieser 
Zeit die Lohnerhöhungen vom 
Staat gestoppt und somit unzuläs-
sig wurden.“ 
Doch selbst unter diesen Umstän-
den, so Rieder, offenbart die Ana-
lyse der Generaldirektion des Lan-
des „alarmierende Ergebnisse“. 
Die Diskrepanz zwischen Kosten 
und Gehalt ist laut Analysedaten 
eklatant. Während der durch-
schnittliche Verdienst eines Lan-
desangestellten einen Indexwert 
von 117,3 hat, beträgt die Inflation 
139,7. Seit dem Erfassungszeit-

raum kam es zu einem exponentiel-
len Kaufkraftverlust.  
Dabei, so kritisiert Leiter Reber, 
hätte die Analyse ohne das iterati-
ve Nachhaken der beiden Landes-
abgeordneten vermutlich nicht das 

Licht der Öffentlichkeit 
erblickt. 
„Es war eine ganz schöne 
Geheimniskrämerei, und 
erst nach mehreren Land-
tagsanfragen wurde da-
mit rausgerückt“, so Lei-
ter Reber. 
Tatsächlich, so der Land-
tagsabgeordnete, wurden 
die anfangs involvierten 
Gewerkschaften nur bis 
Seite vier des insgesamt 
elfseitigen Analysebe-
richts eingebunden. 
„Man hat bei der Landes-
direktion vermutlich be-
merkt, wie desperat die 
Situation ist, und ver-
sucht, diese etwas zu ka-
schieren“, mutmaßt Lei-
ter Reber. 
Auf den folgenden Seiten 
kommen zusätzliche Fak-
toren hinzu, und die Dis-
krepanz sinkt. Denn ne-
ben den Grundlohnele-

menten werden allerlei Zusatzleis-
tungen und Benefits als „Grund-
elemente im weiteren Sinn“ mit-
einberechnet. Für die beiden Ab-
geordneten ein Skandal. 
„Es ist unseriös, wenn Essensbo-
ni, Benefits, Gehaltsvorrückun-
gen, Leistungslohn und Leis-
tungsprämien als Lohnerhöhun-
gen angerechnet werden“, urtei-
len Leiter Reber und Rieder. 
Auch die beteiligten Gewerk-
schaftsvertreter zeigen sich von 
diesem Umstand empört. 
Um dem Kaufkraftverlust Rech-
nung zu tragen, müssen die Gehälter 

um zwölf Prozent steigen, errechnen 
die beiden Landtagsabgeordneten 
anhand der Datenbestände. 
„Selbst wenn wir erst ab dem Zeit-
raum 2016 rechnen, müssen die 
Gehälter um zwölf Prozent steigen, 
um die Inflation auszugleichen“, so 
Rieder. 
Der von der Landesregierung prä-
sentierte Dreijahresplan sieht ein 
200-Millionen-Euro-Budget für 
das kommende Jahr vor. Anschlie-
ßend sollen jeweils 125 Millionen 
Euro für die Jahre 2026 und 2027 
bereitgestellt werden. Leiter Re-
ber und Rieder wollen jedoch mit-
nichten eine Reduktion des Bud-
gets von 2025 hinnehmen und se-
hen darin die einzige Möglichkeit, 
die zwölfprozentige Diskrepanz 
aus der Welt zu schaffen. 
„Damit es zur strukturellen Lohnan-
passung kommen kann, müssen die 
200 Millionen Euro für alle drei Jah-
re eingeplant werden“, so Rieder. 
In diesem Sinne stellen sie einen 
Änderungsantrag, um diese For-
derung zu veranlassen. Sorge um 
die Auffindbarkeit der Geldmittel 
hegt Leiter Reber nicht. 

„Wir haben einen rund acht Milliar-
den Euro schweren Landeshaus-
halt. Abteilungen wie die Mobilität 
werden doppelt, wenn nicht gar 
dreifach so hohe Budgets zugeteilt.“ 
Die Abgeordneten hoffen auf ein 
Entgegenkommen der Landesre-
gierung, vor allem, weil ihnen zu-
folge das Versprechen bereits ge-
geben wurde. 
„Landesrätin Magdalena Amhof 
und Landeshauptmann Arno Kom-
patscher haben bereits das Ver-
sprechen gegeben, über den Infla-
tionsausgleich hinaus auch Ge-
haltserhöhungen vorzunehmen. 
Das wollen wir nun einfordern“, so 
Rieder. Bei der zweiten Forderung 
handelt es sich um einen Be-
schlussantrag, welcher nach mehr 
Transparenz ruft. 
Demnach soll die Entwicklung der 
Kaufkraft auf Basis der Löhne von 
2008 bis 2015 errechnet und allen öf-
fentlich einsehbar gemacht werden. 
„Schluss mit dieser Geheimniskrä-
merei, es braucht hier Transparenz 
und Inkenntnissetzung“, prokla-
miert Leiter Reber.

„Erhöhung dringend nötig“ 
Die Landtagsabgeordneten Maria Elisabeth Rieder und Andreas Leiter Reber beanstanden,  

dass die vom Land bereitgestellten Gelder für öffentliche Bedienstete nicht ausreichen.  
Sie fordern eine Aufstockung des Budgets um 150 Millionen Euro.

„Die Zahlen sind alarmierend. 
Die Lebenshaltungskosten sind 
in Südtirol zwischen 2008 und 

2023 um rund 40 Prozent  
gestiegen.“  

Maria Elisabeth RiederMaria Elisabeth  

Rieder

Andreas Leiter 

Reber

Gelder für öffentlich Bedienstete:  

„Reichen bei weitem nicht.“
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